
Sechs Fragen an die verkehrspolitischen Sprecher und Sprecherin zur Wahl im Februar 2023
und die Antworten*:

Fragen 9.1., SPD (Stephan Ma-
chulik)

16.1., Bündnis 90/Die 
Grünen (Antje Kapek)

25.1., Die Linke (Kristian
Ronneburg)

6.2. FDP (Felix Reif-
schneider)

1) 
49 Euro Ticket: Auswir-
kungen auf Tarifstruktur 
und Finanzierung des 
Ö PNV. Wie soll Berlin 
dem begegnen?

Eigene Berliner Tickets 
Berlin-AB fü r 29€, S-Ti-
cket fü r 9€ und kostenlo-
ses Schü lerticket verste-
tigen. Finanzierung nicht 
ganz klar. „Das muss es 
uns wert sein“

Ö V muss attraktiv wer-
den (Umstiege, Barriere-
freiheit, Taktung, Quali-
tä t). Keine Berliner Al-
leingänge gegen den 
VBB! Der VBB muss be-
stehen bleiben.

Preisgestaltung des 49€-
Tickets schwierig, nied-
rigschwellige Ticketprei-
se erforderlich. 29€-Ti-
cket und 9 € sollten bes-
ser als Rabattierung des 
D-Tickets fü r bestimmte 
Gruppen erfolgen, soweit
im Rahmen einer VBB-
Lö sung mö glich.
„Dritte Säule“ zur Finan-
zierung: erst das Touris-
ten-Ticket.

49,-€-Ticket zur Einfü h-
rung, Preis wird steigen. 
Ö V muss attraktiver wer-
den (Umstiege, Sicher-
heit, Taktung, Qualitä t). 
Finanzierung durch Län-
der, Probleme bei prakti-
scher Umsetzung (Digita-
lisierung).

2) Welche Prioritä ten se-
hen Sie bei der Planung 
und Umsetzung eines Ö P-
NV-Vorrangnetzes?

Die SPD sei die Partei fü r 
schienengebundenen 
Verkehr. Stichworte hier:
Netzerweiterung, Takt-
verbesserung, Sicherheit 
& Sauberkeit, Barriere-
freiheit, Ö PNV in die Au-
ßenbezirke. Es gibt ein 
Umsetzungsproblem! 
Schienenverkehr und M-
Linien mö glichst auf eige-
ner Trasse, das sichert 
den Vorrang.

Die Positionen des VCD 
seien vö llig richtig, es ha-
pert bei der Umsetzung, 
deshalb mü sse die Ver-
waltung reformiert und-
einiges gestrafft werden. 
Schiene sei ein Schlü ssel 
(Tram, auch U-Bahn), 
ebenfalls Busspuren und 
deren Freihaltung. Beim 
Personal gäbe es auch 
viel zu verbessern (Be-
zahlung, Arbeitsbedin-

Unterstü tzung fü r Ö PNV-
Vorrangnetz; Flä chen-
konkurrenz auf Kosten 
des stehenden und flie-
ßenden MIV auflö sen, 
nicht gegen das Fahrrad-
netz, sondern ggf. attrak-
tive Umfahrungen fü r 
Fahrradfahrende. Vorga-
ben bei Ü berlappungen 
der Vorrangnetzes sollen 
im Mobilitä tsgesetz er-
gänzt werden

Hier fehlen konkrete Aus-
sagen. Vorrang ja, durch 
kluge LSA-Steuerung. 
Neubau dort, wo es 
schnell geht und auf eige-
nem Gleisbett (Tram). 
Ausbau von U- und S-
Bahn wird unterstü tzt.



gungen)
3) Wie wird Ihre Partei 
sicherstellen, dass bis 
2030 ein flä chendecken-
des geschlossenes Fahr-
rad-Vorrangnetz umge-
setzt ist und wie stellen 
Sie sicher, dass konstruk-
tive Vorschlä ge aus den 
Verbänden besser be-
rü cksichtigt werden ? 

Die politischen Beschlü s-
sen stehen, die SPD wü r-
de zu Unrecht der Verzö -
gerung bezichtigt. Straf-
fung der Zuständigkei-
ten: Vorrang komplett 
beim Senat bü ndeln, Ne-
benrouten bei Bezirken.

Ausnahmslose Umset-
zung des Radnetzes bis 
2030, zumindest mü sse 
man wegen ansonsten 
falscher Signalwirkung 
an der  Forderung fest-
halten. Vor allem mü ssen
Kompetenzen und Ver-
waltungswege neu ver-
teilt werden (Fachauf-
sicht beim Senat?). Kli-
maziele mü ssen einbezo-
gen, sogar verschä rft 
werden.

Forderung klarer Zustän-
digkeiten: Zuständigkeit 
fü r Hauptstraßen beim 
Senat, landeseigene Bau-
kapazitä ten, Projektein-
heit „Radwegebau“, Sam-
melausschreibungen mit 
Bezirken.
Es kommt auf den Netz-
charakter an, auch wenn 
das Ziel 2030 gerissen 
wird. Personalsituation 
des Senats und der Infra-
Velo habe sich verbes-
sert, bei den Bezirken 
mü sse man nachsteuern.

Radnetz ist gut, bei der 
Umsetzung mü ssten aber 
auch Kompromisse mö g-
lich sein (z.B. RVA < 
2,5m). Fließverkehr habe 
aber Vorrang, Parkplä tze 
dü rften vereinzelt entfal-
len (Bsp. Schö nhauser Al-
lee).

4) Was plant Ihre Partei 
zur Fö rderung des Fuß-
verkehrs und fü r ein Vor-
rangnetz?

Aufenthaltsqualitä t muss 
erhö ht werden. Maßnah-
men zur Erhö hung der 
Sicherheit seien im Ein-
zelfall zu prü fen.

Entflechtung, Schulweg-
sicherung, Barrierefrei-
heit waren Stichworte. 
Die Schulbauoffensive 
solle Schulwegsicherheit 
gleich mitdenken und –
planen.

Beschleunigung durch 
gemeinsame Ausschrei-
bungen und Bü ndelung 
von Maßnahmen.
Verbesserung der Que-
rungsmö glichkeiten, Um-
bau gefährlicher Kreu-
zungen, Vorgaben fü r das
Abstellen von Leihfahrrä -
dern und -rollern.

Sanierung maroder Geh-
wege, veränderte LSA-
Schaltungen, Vorstre-
ckungen, Zebrastreifen 
sind richtig. Parkraumbe-
wirtschaftung nein, nur 
wo notwendig, aber auch 
nicht zu viel (bis 120,-€ 
p.a.)

5) Welche Maßnahmen 
sieht Ihre Partei zur Er-
hö hung der Verkehrssi-
cherheit bis hin zur #Vi-
sionZero? Wie steht Ihre 

Klare Sichtverhä ltnisse 
insbesondere in Kreu-
zungsbereichen,
Kein zweispuriges Abbie-
gen nach rechts,

Verstä rkte Kontrolle und 
Ahndung von Vergehen, 
Tempo 30 innerorts, bau-
liche Veränderung in kri-
tischen Bereichen. Redu-

Tempo 30 als Regelge-
schwindigkeit, Stä rkung 
der Verkehrserziehung, 
bspw. JVS
Signalisierung zu Guns-

Rasche Reaktion nach Un-
fä llen (Umbau, Tempoli-
mit), keine längeren Sper-
rungen, Tempo 30 nicht 
stadtweit. Ombudsstelle 



Partei zu Tempo 30 als 
Regelgeschwindigkeit in-
nerorts?

Grü nphasenanpassun-
gen,
Regelverstö ße schneller 
ahnden wichtiger als flä -
chendeckendes Tempo 
30, Schulwegsicherheit 
erhö hen. Nach tö dlichen 
Unfä llen: Mahnwachen, 
bessere Unterstü tzung 
von Opfern (Ombudsstel-
le), dauerhafte Gedenkor-
te, ev. sogar Sperrung 
ebenjener Bereiche bis 
zur Entschä rfung.

zierung des Parkraums 
sei aber der Schlü ssel. 
Die Ideen des VCD (Om-
budsstelle, Sperrung ei-
nes Bereiches bis zur 
Entschä rfung, aber auch 
schnelle Ermittlung, dau-
erhaftes Gedenken) un-
terstü tzt sie.

ten des Umweltverbunds 
und zu Lasten des MIV 
anpassen.
Nach tö dlichen Unfä llen 
sollen Kreuzungen erst 
nach Mängelbehebung 
wieder freigegeben wer-
den.

nicht mit der FDP. Aber 
mehr Entscheidungsfrei-
heit fü r Kommunen!

6) Welche Kriterien legt 
Ihre Partei fü r die Auftei-
lung der Verkehrsflä che 
unter den Teilnehmern 
an (MIV, Ö PNV, Rad- und 
Fußverkehr)? Mit wel-
chen Mitteln mö chten Sie
mehr Flä chengerechtig-
keit erreichen? Unter-
stü tzen Sie eine konse-
quente Verringerung der 
Anzahl von von Parkplä t-
zen im ö ffentlichen 
Raum?

Fußverkehr (grö ßter Be-
darf) aufwerten, Liefer-
verkehr bü ndeln und er-
mö glichen, parken mö g-
lichst in Parkhäusern, 
nicht am Straßenrand. 
Parken im S-Bahn-Ring 
verteuern. Die SPD habe 
keinen Masterplan, 
Schiene, auch fü r den 
Wirtschaftsverkehr In-
nenstadt, sei aber ihr 
Schwerpunkt.
Ausbau E-Ladestruktur 
darf keine Parkplä tze am 
falschen Ort festzemen-
tieren

Die Positionen des VCD 
seien unterstü tzenswert, 
Halbierung der Anzahl 
von Parkplä tzen sei das 
Ziel! Mehr Platz im ö f-
fentlichen Raum sei der 
Schlü ssel. Von parkenden
PKW freie Kreuzungen 
sind elementar. Ö ffentli-
cher Straßenraum sei vor
allem fü r Dienstleistung, 
Notfall und Lieferverkehr
vorrangig. Notwendig sei 
auch der Ausbau von E-
Ladestationen. Push- und
Pull- Maßnehmen mü ss-
ten verschränkt passie-
ren.

Reduzierung von Park-
plä tzen, allerdings keine 
pauschale Halbierung, 
sondern Betrachtung im 
Einzelfall. Die Notwen-
digkeit fü r ein individuel-
les Fahrzeug bei schlech-
ter Ö PNV-Anbindung ein-
beziehen.
Soziale Staffelung der 
Parkgebü hren.
Mobilitä tswende erfor-
dert Mitnahme der Men-
schen (Beteiligung, Inter-
essen wahr- und ernst 
nehmen, z. B. von Men-
schen mit Behinderung).

Fließverkehr hat nach 
wie vor Vorrang, Park-
raumreduktion ja, bei 
gleichzeitiger Schaffung 
von Alternativen (Park-
häuser). Maßnahmen be-
ziehen sich vor allem auf 
Erhalt des fließenden 
Verkehrs.



*Der CDU (Oliver Friederici) war ein Gesprä ch vor der Wiederholungswahl aus Termingrü nden nicht mö glich.


